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Ein Dolchstoß gegen 
Millionen Deutsche 


Deutschland erbebt am Ende 
des Jahres 2011 in einer Hy- 
sterie gegen »Rechts«. 


Die mutmaßlichen Verbre- 
chen einer Bankräuber- und 
Mörderbande werden von der 
Politik und den Medien dazu 
benutzt, Millionen Deutsche 
zu ächten, die statt Multikulti 
noch »rechtes«, nationales 
und volksbewußtes Gedan- 
kengut vertreten. 


Die »staatstragenden« Par- 
teien suchen verzweifeltnach 
einem Anlaß, jede nationale 
Regung zu bekämpfen, denn 
die SPD-nahe Friedrich- 
Ebert-Stiftung schlug Alarm. 

In einer Umfrage gab sie 
»erschreckende« Umfrage- 
ergebnisse bekannt: 

37,6 % aller Befragten er- 
klärten: 

»Wir sollten endlich wieder 
Mut zu einem starken Na- 
tionalgefühl haben.« 


30,6 % forderten: Wer steckt hinter der »Terror-Zelle«? 


»Was unser Land heute 


Der von einer Mörderbande aus- 


braucht, ist ein hartes und | „elöste »Kampf gegen Rechts« AUS DEM INHALT: 


energisches Durchsetzen ist ein willkommenes (oder ge- 
deutscher Interessen ge- plantes?) Ablenkungsmanöver »Hauptsache 

genüber dem Ausland.«. von den wahren Problemen der es macht peng!« 89 
Um solche Grundeinstellun- Zeit und der Politik der Herr- »Terrorismus« 

gen von Millionen Deutschen schenden, die sich der Abschaf- in Deutschland S. 3-7 
mit Stumpf und Stiel auszu- fung von Volk und Nation ver- Die wirkliche Gefahr für 

rotten, scheint jedes Mittel | SChrieben haben. Deutschland und Europa S. 8-10 


recht zu sein! Es riecht stark nach staatlichem Eine schöne Bescherung S. 11 
Schmutz! 
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Das offene Wort 


Es riecht 
nach Schmutz! 


Seit Wochen überschlagen 
sich Politik und Medien mit 
Entschuldigungen bei Opfern 
der »Zwickauer Terrorzel- 
le«, mit Verbotsforderungen 
gegen alles, was »rechts« 
scheint und Vorverurteilun- 
gen der mutmaßlichen Täter. 


Langsam aber wird Hinter- 
gründiges bekannt: 


Nach Berichten des »stern« 
Nr. 49 und der »Frankfurter 
Rundschau« vom 1.12.2011 
waren z.B. in- und ausländi- 
sche Geheimdienstler dabei, 
als die Polizistin Michele Kie- 
sewetter erschossen wurde. 


Der US-Militärgeheimdienst 
DIA und zwei Beamte des 
Verfassungsschutzes hätten 
in Heilbronn den Deutschtür- 
ken Mevlüt Kar observiert, der 
2,3 Millionen Euro bei einer 
Bank eingezahlt habe. Dann 
sei er zum Tatort gegangen, 
wo es laut Geheimdienst-Be- 
richt zu einer »Schießerei, 
in die BW OPS Offizier mit 
Rechtsextremen und regu- 
läre Polizeistreife vor Ort 
verwickelt waren.« 


Wer also die Polizistin er- 
schossen hat und warum, ist 
völlig unklar, wenn diese Be- 
richte stimmen. 


Mevlüt Kar wurde offenbar 
nicht verletzt und auch nicht 
verhaftet, obwohl er seit 2009 
mit internationalem Haftbe- 
fehl deutscher Behörden ge- 
sucht wird. Er galt nicht nur 
als fünfter Mann der islami- 
stischen »Sauerland-Zelle«, 
die 2007 aufflog, sondern soll 
seit 2004 auch V-Mann des 
türkischen Geheimdienstes 
MIT sein und sich derzeit in 
Istanbul aufhalten. 

Es riecht immer stärker 
nach staatlichem Schmutz, 


meint Ihre 
Sabine Möller 
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gepackt 
haben ... 


»Hauptsache, es macht peng!« 


Unter dieser Schlagzeile setz- 
te sich die »Frankfurter Allge- 
meine Sonntagszeitung« vom 
20.11.2011 mit der Arbeit und 
Rolle von Verfassungsschützern, 
Polizei, Staatsanwälten und son- 
stiger Behörden auseinander. 


»Die Spur des Terrors führt zu 
einem Dienstgebäude« heißt es 
da. »Warum also wurden die Na- 
zimörder bis zuletzt nicht gefaßt? 
Weil man nicht nach ihnen ge- 
sucht hat. Und nun bekommen wir 
einen Faden zu fassen, an dem 
man sich zu ziehen scheut, weil 
man ahnt, daß man nicht mag, 
was am anderen Ende hängt. 


Es gibt für solche Fälle einen 
Satz, der noch nie widerlegt wur- 
de: Wenn sich jemand über viele 
Jahre einer intensiven Fahndung 
entziehen kann, dann genießt er 
staatlichen Schutz. (...) Es ist im- 
mer die gleiche Geschichte: Ver- 
folgt man die Spur des Terrors 
nur lange genug, endet man vor 
einem geheimen Dienstgebäu- 
de.« 


SPIEGEL DER ZEIT 


Für mündige und politisch Gebil- 
dete, wie langjährige UN-Leser, 
sind das alles keine Überraschun- 
gen. Die »rechtsextremistischen« 
Taten, die den Bürgern das 
Grausen beibringen sollen, wer- 
den allzuoft von Verfassungs- 
schutzagenten begangen. 


Es ist meist dasselbe Bild: 
Wo die abschreckende Seite 
nationaler Gesinnung gezeigt 
werden soll, steckt der VS da- 
hinter. 


ZUM NACHDENKEN: 


»Da haben wir einem der 
Hauptverdächtigen eine 
Videokamera im Schlafzim- 
mer installiert. Ich habe das 
damals besten Gewissens 


angeordnet ...« 
Günther Beckstein, 15.11.1011 


»Wenn die Gesellschaft in 
Frieden und Freiheit leben 
will, dann braucht sie den Bei- 
trag der Nachrichtendienste.« 

Wolfgang Schäuble, 1.11.2007 
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+++ Braune-Armee-Fraktion +++ Mörder Trio +++ Thüringer Heimatschutz 
+++ Nationalsozialistischer Untergrund (NSU) +++ Uwe Mundlos +++ Uwe 
Böhnhardt +++ Beate Zschäpe +++ Andreas T. +++ Tino Brandt +++ 


»Terrorismus« in Deutschland 
Wer steckt dahinter und wem nutzt er? 


Kaum ein Tag vergeht ohne neue Enthüllungen 
rund um den aktuellen »braunen Terrorismus« 
in Deutschland. Nach dem Verfassungsschutz 
steht nun das Thüringer Landeskriminalamt in 
der Kritik. Der Grund: Einem Bericht des Mittel- 
deutschen Rundfunks zufolge soll das LKA 1998 
eine geplante Festnahme der mutmaßlichen Ter- 
roristen in letzter Minute gestoppt haben. 


Der MDR berichtete, Zielfahnder des Landeskri- 
minalamtes hätten die drei mutmaßlichen Ter- 


Zur Vorgeschichte: 


Die Opfer, u.a. türkische Imbiß- 
budenbesitzer, wurden kaltblütig 
erschossen. Wie »Hinrichtungen« 
erschienen die Taten den ermit- 
telnden Kriminalbeamten, die trotz 
neun Toten nach sechs Jahren 
immer noch im Dunkeln tappten. 
Die Morde hörten erst auf, als die 
Polizei in Richtung der Drogenma- 
fia ermittelte und ein Verfassungs- 
schutzagent verhaftet wurde. Im 
Oktober 2007 berichtete dann die 
türkische Zeitung »ZAMAN«, daß 
das türkische Landeskriminalamt 
(KOM) seine Ermittlungsergeb- 
nisse über die »Döner-Morde« 
an die Behörden in Deutschland 
weitergegeben hatte. Die Zusam- 
menfassung dieses Berichts an 
das Bundeskriminalamt unter- 
strich den Zusammenhang zwi- 
schen den »Döner-Morden« so- 
wie dem Drogenmilieu in Europa, 
nannte konkret einen Familienclan 
aus Diyarbakir. Der Bericht zählte 
acht Opfer der »Döner-Morde« zu 
Drogenverteilern im Millieu. Die 
Opfer, so hieß es, hätten zudem 


roristen in Chemnitz aufgespürt. Als das SEK 
gerade nach Sachsen aufbrechen wollte, um 
das Trio festzunehmen, soll der Einsatz über- 
raschend abgebrochen und die Zielfahnder auf 
Weisung der Behörde wieder zurückberufen 
worden sein. 


Warum wurde die Aktion gestoppt? 


»Ich werde keine Stellungnahme dazu abgeben«, 
meinte der damalige Innenminister Richard De- 
wes (SPD) auf Anfrage des MDR. 


20e: 000 DM Da vom SEEN 


Thüringer Heimatschutz 


Der Gott, der Eisen wachsen ließ, 


der wollte keine Knechte. 


»Thüringer Heimatschutz«: Der 
Gründer, Einpeitscher und Be- 
schaffer dieses Vereins, aus dem 
die »Terror-Zelle NSU« hervorgegan- 
gen sein soll, heißt Tino Brandt und 
war von 1996-2001 ein VS-Agent. 
Mit jährlich 40.000 DM vom Verfas- 
sungsschutz baute er diesen Verein 
auf, bis er vom VS »abgeschaltet« 
wurde: Auftrag erledigt. 


Schutzgelder an die PKK in Euro- 
pa und den Familienclan in Diyar- 
bakir gezahlt. 


Keine allzu große Überraschung, 
denn das Drogengeschäft liegt 
in Deutschland in türkischer und 
kurdischer Hand. Zwei Volks- 
gruppen, die ihren Krieg auch 
hierzulande kriegerisch ausfech- 


ten. Eine Verbindung in die Dö- 
nermordfälle ergibt Sinn. Am 22. 
Februar diesen Jahres schob die 
Frankfurter »TURKISHPRESS«, 
eine Plattform für türkisch- und 
deutschsprachige Pressenach- 
richten, nach: 


»Die seit geraumer Zeit unter der 
„Besondere Aufbauorganisation 


(BAO) Bosporus“ zusammenge- 
schlossene Sonderkommission 
ist mittlerweile überzeugt, daß die 
türkischen Nationalisten (Graue 
Wölfe), der türkische Geheim- 
dienst MIT und die türkische Ma- 
fia in einer Allianz in Deutschland 
tätig ist und auch für die Morde 
mitverantwortlich ist. Man ist 


GEDANKEN ZUM ZEITGESCHEHEN 
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sich sicher, daß die Allianz da- 
hinter steckt und verweist dabei 
auf Informanten. Einer dieser In- 
formanten, der dem „SPIEGEL“ 
glaubwürdig erscheint, meint, die 
Mitglieder der Allianz würden in 
Deutschland ebenfalls Geschäfte 
betreiben, und mit Hilfe von Kil- 
lern und Drogenhändlern die Mor- 
de begehen. Weitere Informanten 
sollen ebenfalls in diesem krimi- 
nellem Milieu tätig gewesen sein 
und bestätigen die Sonderkom- 
mission in ihren Vermutungen. 


Einer dieser Informanten, ein ge- 
wisser Serif, der Mitte der acht- 
ziger Jahre von der JITEM (eine 
Geheimdienststruktur, deren Exi- 
stenz vom türkischen Staat jahre- 
lang geleugnet wurde, weil sie für 
eine Reihe von Morden verant- 
wortlich ist) rekrutiert worden sein 
soll, habe 20 Jahre mitgemacht 
und davon 15 Jahre in Deutsch- 
land verbracht.« 


»Man ist mittlerweile überzeugt« 
und zeigt »sich sicher«. Alles 
wirkt so, als stünden die Ermitt- 
lungen kurz vor einer Aufklärung, 
welche die deutsch-türkischen 
Beziehung sowohl inner- als auch 
zwischenstaatlich schwer bela- 
sten könnte. 


Die überraschende 
Wende kam über Nacht 


Zwei mögliche Verfassungs- 
schutzagenten, die in den 90er 
Jahren im rechten Milieu auf- 
tauchten (Uwe Mundlos und Uwe 
Böhnhardt), wurden am 4.11.2011 
erschossen in einem Wohnmobil 
in Thüringen aufgefunden. Be- 
kennervideo und Tatwaffen wa- 
ren schnell gefunden. Tote kön- 
nen nicht reden und folglich auch 
nicht mehr befragt werden. Doch 
zum Glück hatte sich die »Kom- 
plizin« Beate Zschäpe der Polizei 
gestellt, die bereit ist, die Toten zu 
belasten — Kronzeugenregelung 
vorausgesetzt. Soweit so klar. 
Wirklich? Ist die große Aufklärung 
wirklich so klar? Oder ist die ver- 
meintliche Durchsicht am Ende 
gerade durch die Leichtigkeit, 
mit der sie geschah, nicht eher 
durchschaubar? 


Dominoeffekt vieler 
Widersprüchlichkeiten 


Tatsache ist, die Aufklärung 
wird von einem Dominoeffekt 
so vieler Widersprüchlichkei- 
ten durchzogen, daß man von 
Zufällen kaum mehr sprechen 
mag. Die entscheidende Frage 
ist: Sind diese Beweise wirk- 
lich sattelfest? 


Verdeckte Ermittler? 


»BILD erfuhr aus Sicherheits- 
kreisen, daß in den Trümmern 
der Neonazi-Wohnung »lega- 
le illegale Papiere« gefunden 
wurden! 


„Solche Papiere erhalten im 
Regelfall nur verdeckte Er- 
mittler, die im Auftrag des 


Nachrichtendienstes arbei- 
ten und vom Nachrichten- 
dienst geführt werden, das 
heißt, die in enger Zusam- 
menarbeit mit dem Nach- 
richtendienst agieren“, 
sagte der innenpolitische Spre- 
cher der CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion, Hans-Peter Uhl.« 
bild.de 13.11.2011 


Die Existenz der angeblichen 
»Braunen Armee« sowie ihrer 
vermeintlichen Köpfe erscheint 
alles andere als gesichert. Das 
Sündenregister dieser Gruppe 
erschließt sich erst durch die 
Selbstbekenntnisse im Nachlaß. 
Was Uwe Mundlos und sein mög- 
licherweise staatsbediensteter 
Kollege Böhnhardt politisch trie- 
ben, ist in weitem Umfang nebu- 
lös. Seit 1998, und damit vor Be- 
ginn der Dönermordserie, verliert 
sich ihre Spur. Waren sie »Neona- 
zis« oder spielten sie diese Rolle 
lediglich im Auftrag des Staates, 
wie etliche V-Männer und -Frauen 
vor ihnen? 


Wenn die Attentatsserie politisch 
motiviert gewesen wäre, wie es 
die Presse in krasser Verkennung 
der politischen Szene heute mut- 
maßt, dann möge man erklären, 
welchem Ziel die Gruppe nahe 
kommen wollte, indem sie neun 
Würstchenbudenverkäufer er- 
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mordete, ohne sich dazu zu be- 
kennen, dabei durch die Republik 
reisend, Hunderte von Kilometern 
nach Köln, Nürnberg und Ham- 
burg. Wer Ausländer töten will, 
weil er diese nicht mag (Tatgrund 
»Allgemeine Ausländerfeindlich- 
keit«), der kann das auch an ei- 
nem Ort mit durchschlagenderem 
»Erfolg« verrichten, ohne das 
Risiko, am hellichten Tag in Ge- 
schäften beim Morden ertappt zu 
werden. 


Beide Männer führten bei ihrem 
Tod »echte falsche« Ausweisdo- 
kumente bei sich. Dokumente, 
die im Regelfall nur verdeckte Er- 
mittler, die im Auftrag des Nach- 
richtendienstes arbeiten und vom 
Nachrichtendienst geführt wer- 
den, erhalten. Woher kamen die- 
se Papiere? 

Es ist völlig ausgeschlossen, daß 
der Verfassungsschutz von dem 
Aufbau eines »Naziterrornetz- 
werks« durch seine Angestellten 
nichts bemerkt. Im Gegenteil: In 
der Vergangenheit haben die 
Schlapphüte wiederholt gera- 
de die radikalsten Strukturen 
innerhalb der links- und rechts- 
extremistischen Szene selbst 
aufgebaut. Sei es, um potentielle 
Aktivisten besser zu kontrollieren, 
oder aufkommende Sympathien 
in der Bevölkerung für linke oder 
rechte »Lösungsansätze« zu un- 
terlaufen. Ergibt der Aufbau des 
sogenannten »Nationalsozialisti- 
schen Untergrunds (NSU)« unter 
Schirmherrschaft und Augenmerk 
des Staatsschutzes daher nicht 
Sinn? 


Die »amtlich braune 


Verschwörung« 


Das »Mörder-Trio« aus Jena, dem 
die Morde vorgeworfen werden, 
war den Sicherheitsbehörden seit 
den 90er Jahren wegen Verbin- 
dungen zum »Thüringer Heimat- 
schutz« des Dienstemitarbeiters 
Tino Brandt bekannt. Nachdem die 
Polizei Anfang 1998 in einer Gara- 
ge in Jena eine Bombenwerkstatt 
ausgehoben haben will, verlor sich 
die Spur der drei. Ein Zielfahnder 
des Landeskriminalamtes hatte 


VERDÄCHTIGE DOKUMENTE 
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Die vielen Gesichter der Beate Zschäpe (36), die in der Vergangenheit aber auch diverse Decknamen benutzte. 
So trat sie auch als Mandy Struck oder Susann Dienelt auf. 


»Es gibt einen Vermerk des Thüringer Landeskriminalamts, der eigentlich ein Offenbarungseid 
der Sicherheitsbehörden ist. Darin spekulierte ein Kriminalbeamter schon vor Jahren, ob die 
verdächtige Rechtsterroristin Beate Zschäpe nicht vielleicht für den Verfassungsschutz spio- 
niert haben könnte - was der Geheimdienst bestreitet.« 


schon 2001 die Vermutung geäu- 
Bert, daß einer der mutmaßlichen 
Bombenbastler durch eine Behör- 
de gedeckt werde. 


13 Jahre lang galten dann die 
drei als verschwunden und ohne 
Behördenkontakt, was selbst 
auf politischer Ebene auf Un- 
glauben stößt. Der CDU-Politiker 
Wolfgang Bosbach nannte es 
»erstaunlich«, daß die Terrorver- 
dächtigen mehr als ein Jahrzehnt 
untertauchen konnten. Sein CSU- 
Kollege Hans-Peter Uhl wurde 
noch etwas deutlicher: »Es ist 
nicht ausgeschlossen, daß sich 
aus all dem noch ein Verfas- 
sungsschutzproblem ergibt.« 


Von 1998 bis 2011, die Zeit, in 
der die jetzt diskutierten Morde 
geschahen, wurden keine Verbin- 
dungen des Trios zu den Fällen 
bekannt — bis zum mysteriösen 
Auffinden der beiden Männer- 
leichen in einem Wohnwagen, 
einem gesprengten Wohnhaus 
und einer sich in die Arme der 
Polizei flüchtenden Frau. Erst 
zu diesem Zeitpunkt wurde das 
ganze vermeintliche Ausmaß der 
»amtlich braunen Verschwörung« 
offenkundig — weil überall Be- 
weise herumlagen, wie sorgsam 
dekorierte Geschenke unter dem 
Weihnachtsbaum. Hier, in diesem 
glorreichen Moment der »Aufklä- 
rung«, verdichten sich die Wider- 
sprüche des Falls »Braune Armee 
Fraktion« am eklatantesten: 


Arrangierter Tatort? 


In der gesprengten Wohnung der 
drei Thüringer wurden sogenann- 
te Bekenner-DVDs gefunden: 


Rosaroter-Panther-Ausschnitte, 
dazu Polizei-Tatortaufnahmen, 
keine Originalstimmen der Tä- 
ter, keine Aufnahmen der Täter: 
Der Inhalt beweist wenig bis gar 
nichts. Wie die Artefakte den 
Brand »überlebten«, erscheint 
im nachhinein rätselhaft. In den 
Medien wurde gemutmaßt, daß 
Beate Zschäpe die Silberlinge an 
sich genommen habe, um sie der 
Polizei zu übergeben. Aber was 
macht dann die Inbrandsetzung 
der Wohnung, die ebendieser 
Frau zur Last gelegt wird (Be- 
weisvernichtung), für einen Sinn? 
Die DVDs sollen in Kuverts gele- 
gen haben, die an Massenmedi- 
en, islamische Kulturzentren und 
die Partei DIE LINKE adressiert 
waren. 


Verwunderlich: Daß sich »Rechts- 
radikale« gerade von ihren einge- 
schworensten Feindbildern keine 
nachträgliche Heroisierung ihrer 
Taten erwarten können, liegt auf 
der Hand - eine Veröffentlichung 
aufentsprechenden Internetseiten 
würde wesentlich mehr Sinn erge- 
ben haben. Auch die Frage, wa- 
rum sich die Täter erst viele Jah- 
re nach Abreißen einer Mordserie 
zu den Taten bekennen sollten, 
können Presse, Politik und Poli- 
zei nicht beantworten. Selbst der 


SPIEGEL ONLINE, 15.11.2011 


»SPIEGEL« stellt Fragen: »Wa- 
rum stellte sich Beate Zschäpe 
plötzlich? Und steckt sie wirklich 
hinter den Bränden in Wohnung 
und Wohnwagen, die ihr bislang 
zugeschrieben werden? Manche 
Fahnder bezweifeln das.« 


Warum wurden zur Spurenver- 
nichtung Feuer in der Wohnung 
und im Wohnwagen gelegt, die 
Waffen und anderen Beweise 
aber aufbewahrt? In der »abge- 
fackelten« Wohnung fanden Be- 
amte die bereits erwähnten »ech- 
tenfalschenAusweisdokumente«, 
die, so die Sendung »Brisant«, 
nur von Geheimdiensten angefer- 
tigt werden können. Warum sind 
diese nicht verbrannt? 


Alles sieht nach einem von dritter, 
bislang unbekannter Seite »arran- 
gierten« Tatort aus, an dem Mor- 
dindizien per Brandsetzung ver- 
wischt und Beweismittel zu den 
»Döner-Morden« ausgelegt wur- 
den. Ein Polizist sagte offen zum 
»SPIEGEL«, daß »die Spurenlage 
in dem Wohnmobil, in dem die Lei- 
chen der beiden gefunden wurden, 
nicht unbedingt auf einen gemein- 
samen Suizid hinfdeuten]« würde 
und daß Beate Zschäpe bei der 
Polizei »Schutz gesucht« habe. 
Schutz vor wem? Vor den wahren 
Tätern der »Döner-Morde«, die 
dem Rauschgilftmilieu zuarbeiten 
und/oder einem Staatsdienst, der 
mit den deutschen Behörden zu- 
sammenarbeitet? 


BEATE ZSCHÄPE, EINE VS-AGENTIN? 
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Dahinter stecke viel 
mehr, als man sich 
vorstellen könne 


Als Uwe Mundlos (t 38) end- 
gültig untertauchte, suchte 
sein Vater Siegfried auf ei- 
gene Faust nach ihm — doch 
LKA-Fahnder stoppten den 
Informatikprofessor. 


Seine Nachforschungen wür- 
den die Ermittlungen gefähr- 
den, sagten die Beamten des 
LKA dem besorgten Vater. 
Das berichtet das Magazin 
»stern«. 


Auch die Kameraden seines 
Sohnes rieten dem Profes- 
sor von Kontaktversuchen 
ab. Dahinter stecke viel mehr, 
als man sich vorstellen kön- 
ne, sollen sie dem Vater laut 
»stern« gesagt haben. 


Als das »Killer-Trio« in der 
Illegalität verschwand, ent- 
deckte der Vater das Auto 
seines Sohnes vor dem Haus 
eines »stadtbekannten Neo- 
nazis«. 


Er schaffte es mit einem 
Zweitschlüssel nach Hause, 
bekam deshalb Ärger mit dem 
LKA - die Fahnder hatten ta- 
gelang vergeblich nach dem 
Fahrzeug gesucht ... 


Von seinem Sohn hörte er 
nichts mehr. Siegfried Mund- 
los hielt laut »stern« seinen 
Uwe bereits 2000 - elf Jahre 
vor dessen mutmaßlichem 
Selbstmord - für tot. 

bild.de, 18.11.2011 


Türkischer 
Geheimdienst 


Die Beziehungen zwischen der 
deutschen und der türkischen 
Geheimdienstwelt sind traditionell 
eng. Mafia, Bandenkriminalität, 
PKK und Drogenhandel sind Fel- 
der der Kooperation. Es ist auch 
der Bundesregierung bekannt, 
daß Agenten des JITEM wie beim 
israelischen Mossad nicht nur in- 
nerhalb der Türkei die Lizenz zum 
Töten besitzen. Wiederholt wur- 
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den in der Vergangenheit Perso- 
nen im In- und Ausland eliminiert, 
teilweise scheinen solche Aufträ- 
ge über »private« Organisationen 
zu laufen. Es sei an dieser Stelle 
an die Artikel der »ZAMAN« und 
der »TURKISHPRESS« erinnert, 
welche die »Döner-Morde« mit 
Drogen, Mafia, PKK, Grauen Wöl- 
fen und dem türkischen Geheim- 
dienst in Verbindung brachten. 
Gibt es eine »Bosporus-Connec- 
tion« auf so hohem Niveau, dann 
können die deutschen Kollegen 
auf heimischem Territorium »nicht 
weit vom Schuß« gewesen sein. 


Ein merkwürdiger 
Verfassungsschützer 


In unserem konkreten Fall scheint 
es zumindest eine Observati- 
on durch deutsche Behörden an 
den entsprechenden Tatorten 
gegeben zu haben. »Es gibt Hin- 
weise auf weitere Helfer«, sagte 
der Vorsitzende des parlamenta- 
rischen Gremiums zur Kontrolle 
der Geheimdienste, SPD-Frakti- 
onsgeschäftsführer Thomas Op- 
permann, nach einer Sitzung in 
Berlin. Auch die mögliche Rolle 
eines Mitarbeiters des hessischen 
Verfassungsschutzes, Andreas T. 
alias »Kleiner Adolf«, beim letzten 
»Döner-Mord« im Jahre 2006 war 
Thema der Sitzung. 


Andreas T. hatte den Tatort — ein 
Internetcafe in Kassel — mit ei- 
ner Plastiktüte verlassen (in so- 
genannten »Dönermordfällen« 
schoß der Täter wiederholt durch 
eine Tüte, um die Patronenhülsen 
auffangen zu können). 


Nach dem Mord an Cafe-Besitzer 
Halit Yozgat hatte er sich als ein- 
ziger Anwesender nicht für eine 
Zeugenaussage gemeldet, son- 
dern war erst durch eine Über- 
prüfung der Internet-Rechner ent- 
deckt worden. 


Das Ermittlungsverfahren wegen 
möglicher Beteiligung am Mord 
des Internetcaf&-Besitzers wurde 
eingestellt, obwohl er nach laut 
»bild.de« bei sechs Morden in 
der Nähe des Tatortes war. Das 
hatte ein von der Polizei erstelltes 
Bewegungsprofil ergeben. 


Die Daten sind mittlerweile ver- 
nichtet. Auch seine Stechkarten 
zur Arbeitszeiterfassung sind in- 
zwischen verschwunden. 


Bei seiner ersten Vernehmung 
räumte der Verfassungsschützer 
ein, als Gast im Internetcafé von 
Halit Yozgat gewesen zu sein, 
das Lokal aber eine Minute vor 
dem Mord wieder verlassen zu 
haben. Später behauptete der 
inkriminierte Verfassungsschüt- 
zer, daß er zum Tatzeitpunkt zwar 
anwesend gewesen sei, aber von 
dem Mord nichts mitbekommen 
habe. Warum aber stellte er sich 
als Beamter nicht umgehend der 
Polizei freiwillig als Zeuge zur 
Verfügung? 

Er wurde darauf kurzzeitig verhaf- 
tet und, obwohl man bei ihm Waf- 
fen und verbotene Munition fand, 
wieder freigelassen. Der Beamte 
Andreas T. erhielt deshalb einen 
Strafbefehl in Höhe von 40 Tages- 
sätzen zu je 20 Euro. 


Andreas T. wurde nach dem Kas- 
seler »Döner-Mord« ins Regie- 
rungspräsidium Kassel versetzt. 
Nach dem Mord in Kassel hatte 
die Mord-Serie aufgehört. 


In seiner Arbeit als Verfassungs- 
schützer war Andreas T. für den 
Bereich Ausländerextremismus 
zuständig. Er soll mehrere V-Leu- 
te des Geheimdienstes geführt 
haben. Dazu zählte auch ein Mit- 
glied der rechtsextremen türki- 
schen »Graue Wölfe.« 


Fest steht schon jetzt, daß 2006 
schlampig »ermittelt« wurde. Mit 
der damaligen Lüge vom Verlas- 
sen des Tatortes war der Verdäch- 
tige jedenfalls durchgekommen. 


Nichts sagen wollte der Vorsit- 
zende des Parlamentarischen 
Kontrollgremiums, Thomas Op- 
permann, zu den Informationen, 
nach denen derselbe Mann in der 
Nähe von sechs (von insgesamt 
neun) Tatorten gewesen sein 
soll. Er teilte mit: »Dieser Mann 
hat eine offenkundig stark rechte 
Gesinnung. Er arbeitet im Augen- 
blick bei der Bezirksregierung in 
Hessen.« 


EIN FRAGWÜRDIGER V-MANN 
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Schlußfolgerungen 


Bleibt die Frage, welche Motive und 
Strippenziehungen bei der Mord- 
serie, wenn sie denn durchgehend 
einem spezifischen Täterkreis zu- 
zuordnen ist, vorherrschend wa- 
ren. Politische Ziele sind aus den 
bereits genannten Gründen auszu- 
schließen. War der Verfassungs- 
schutz federführend? War ein frem- 
der Geheimdienst am Zug? Waren 
der oder die Täter gleich mehrfach 
»zu Diensten«? Es fällt auf, daß 
nach Verhaftung des Verfassungs- 
schutzagenten Anderas T. im Jahr 
2006 die Mordserie endete, obwohl 
sich das Trio noch weitere fünf Jah- 
re lang auf freiem Fuß befand. Vor 
diesem Hintergrund verlagert sich 
der Hauptverdacht wohl oder übel 
auf den Mitarbeiter des hessischen 
Verfassungsschutzes, der von 
wem auch immer dazu gedrängt, 
nun von weiteren »Fronteinsät- 
zen« absah. 


Laut »F.A.Z.« wurde der Mann 
suspendiert. Der hessische Ver- 
fassungsschutz schweigt zur Rolle 
des ehemaligen Mitarbeiters. » Wir 
nehmen dazu keine Stellung«, 
sagte ein Sprecher. Die Medien, 
die Politik und die Bundesanwalt- 
schaft, die sich ganz auf einen 
rechtsextremen Geheimbund ein- 
geschossen haben, scheinen das 
zu akzeptieren. Sehr wahrschein- 
lich zu Lasten einer tiefreichenden 
Aufklärung der »Döner-Morde«. 


Die Ermittlungsbehörden können 
punkten, indem sie nichtgelöste 
Fälle der letzten Dekaden dem 
Konto »Nationalsozialistischer 
Untergrund« zuschreiben. 


Es wird niemand widersprechen, 
auch keiner der Hauptverdächti- 
gen. Der hessische Verfassungs- 
schützer bleibt im Dunkeln, die 
letzte Zeugin der geheimdienst- 
lichen Berufsneonazis steht mit 
dem Rücken zur Wand, die Dop- 
pel-Uwes sind mundlos. Toten 
kann man leichter etwas in die 
Schuhe schieben als Lebenden, 
bei denen es zu einem Prozeß 
kommen würde. Täter tot — Fall 
wird nicht vor einem Gericht ver- 
handelt, sondern in Fernseh-Talk- 
Shows. Wie praktisch. 
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Skandale und offene Fragen an 
Verfassungsschutz, das LKA und das BKA 


e »Informationen 
aus Sicherheitskrei- 
sen« besagen, daß 
die mutmaßlichen 
Attentäter über »le- 
gale illegale Papie- 
re« verfügt hatten. 
Das sind Dokumen- 
te, die für Personen 
ausgestellt werden, 
die für Geheimdien- 
ste arbeiten, oder 
mit einer neuen Le- 
gende ausgestattet 
wurden. Wer hat 
diese zu welchem 
Zweck ausgestellt? 


e Zielfahnder des Landeskriminalamtes Thüringen spürten die 
verdächtigen drei bereits drei Jahre nach ihrem Abtauchen im 


sächsischen Chemnitz auf und fotografierten sie. Die Bilder sollen 
in den Akten liegen. Warum erfolgte keine Festnahme? 


e Laut dem TV-Nachrichtensender »Euronews« könne es sich bei 
den Tatverdächtigen um eingeschleuste Mitarbeiter des Bundes- 
nachrichtendienstes (BND) handeln. Warum wurde dem nicht wi- 
dersprochen? Entspricht es der Wahrheit? 


e Was hat es mit dem Mitarbeiter des Verfassungsschutzes, An- 
dreas T., auf sich, der bei sechs Morden in der Nähe des Tatortes 
gewesen sein soll, widersprüchliche Aussagen machte und nach 
einem ergangenem Strafbefehl jetzt im Regierungspräsidium Kas- 
sel arbeitet? Dieser Hintergrund dürfte sicherlich der interessan- 
teste sein. Laut Presseberichten hat Hessens Innenminister Boris 
Rhein (CDU) die Akteneinsicht im hessischen Verfassungsschutz 
durch die Bundesanwaltschaft als »feindlichen Akt« bezeichnet. 


e Wie durch ein Wunder finden sich nach einem Brand (Foto oben) 
alle notwendigen Beweise in den Trümmern dieses Hauses. Unter 
anderem das durch die Medien gegangene Bekennervideo auf 
DVD. DVDs bestehen aus Polycarbonat mit einer Schmelztempe- 
ratur von 220-230 Grad Celsius. Stammen diese Beweise wirklich 
aus dem Flammenmeer? 


Unser Fragenkatalog umfaßt noch rund 20 weitere offene Fragen, 
die wir aus Platzgründen hier nicht veröffentlichen können. 


»Wir sind bei Rechtsextremisten härter vorgegan- 
gen als bei Linksextremisten - weil die Zustimmung 
in der Bevölkerung hier viel größer ist. Manchmal 


gingen wir sogar weiter, als der Rechtsstaat eigent- 
lich erlaubt.« 


Günther Beckstein (1993-2007 bayerischer Staatsminister des Innern), 
Süddeutsche Zeitung, 16.11.2011 


SKANDALE UND OFFENEN FRAGEN 
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Scharia-Fundamentalisten: 
Die wirkliche Gefahr für Deutschland und Europa! 


Alfred Ellinger, österreichischer Kriminalist, weist in einem 
Kommentar auf die Gefahr islamischer Fundamentalisten 
für Europa hin. Er redet Klartext, wie man ihn von einem 
bundesdeutschen Kriminalisten kaum erwarten könnte. 
Deutschland sollte nicht vergessen, daß es größere Bedro- 
hungen für unsere Freiheit gibt, als völlig nebulöse, viel- 


leicht von Geheimdiensten 
(nachträglich) konstruierte 
»Nazi-Terrorzellen«. Den- 
ken Sie daran, wenn jetzt 
zur Ablenkung radikale 
Moslems in Deutschland 
die Gunst der Stunde nut- 
zen und gegen »Nazi-Mör- 
der« demonstrieren, deren 
Taten und Täterschaft der- 
zeit völlig spekulativ sind. 
Daher drucken wir nach- 
folgend Auszüge aus dem 
Kommentar »Zwischen Dia- 
log und Djihad« von Alfred 
Ellinger ab. 


»Von vielen Fundamentalisten 
wird die Scharia mit dem Islam 
gleichgestellt. [...] Wenn wir heu- 
te von „Fundamentalisten“ spre- 
chen, so meinen wir [...] jene 
islamischen Kreise mit einem 
fundamentalistischen Schriftver- 
ständnis basierend auf Traditio- 
nalismus und Dogmatismus, in 
deren Vorstellungen der Djihad 
als zentraler Inhalt ebenso wie als 
Folge des fundamentalistischen 
Schriftverständnisses erscheint. 
Wesen dieser neuen Variante 
des Fundamentalismus ist die 
starke politische Aktivierung des 
Islam, dessen Ziel die Errichtung 
des islamischen Gottesstaates 
auf Erden und die Wiederbele- 
bung der traditionellen Rechts- 
ordnung, der Scharia, ist. Die 
damit verbundene buchstaben- 
getreue Koranauslegung führt in 
vielen islamischen Ländern zu ei- 
ner radikalen Ablehnung aller ra- 
tionalen und liberalen westlichen 
Einflüsse. [...] 


Mag. Alfred Ellinger 


Koran und „Sunna“ 
sind fundamental 


[...] Für den Islam ist es undenk- 
bar, daß die Religion nur in einem 
Teilbereich des gesellschaft- 
lichen Lebens Geltung haben 
könnte. Die Religion bestimmt 
und kontrolliert alle Bereiche des 
Staates. Alle zeitgenössischen 
islamischen Fundamentalisten 
bestehen auf der Durchsetzung 
einer umfassenden Ordnung des 
politischen, sozialen und indivi- 
duellen Lebens. Ihrem Religions- 
verständnis zufolge ist der Islam 
ein vollkommenes System, das 
alle Belange des menschlichen 
Lebens erschöpfend regelt. Von 
vielen Fundamentalisten wird die 
Scharia mit dem Islam als sol- 
chem gleichgestellt. Der islami- 
sche Fundamentalismus bezieht 
sich daher nicht nur auf das Ver- 
ständnis des Korans, sondern in 
gleichem Masse auf die Scharia, 
des im Frühmittelalter auf der Ba- 
sis des Koran formulierten Got- 


tesgesetzes. Wer sich der Scha- 
ria unterstellt, ist Muslim, wer sie 
zurückweist, gehört nicht zur Ge- 
meinschaft der Gläubigen. 


Zum Kodex der Scharia gehö- 
ren auch die berüchtigten „Hu- 
dud-Strafen“, wie Steinigung bei 
Ehebruch, Hand-Abschneiden 
für Diebstahl, Auspeitschung und 
viele andere barbarische Strafen, 
die selbst hier mitten im toleran- 
ten Europa von muslimischen 
Fundamentalisten gefordert wer- 
den. 


Nicht weniger aktuell ist die Dis- 
kussion um den Begriff des „Dji- 
had, des heiligen Krieges“. Die 
genaueste Übersetzung lautet 
„Anstrengung, die auf ein be- 
stimmtes Ziel gerichtet ist“. Nach 
dem Verständnis des Koran rich- 
tet sich diese „Anstrengung“ zu 
allererst auf die Verteidigung des 
Islam und seiner Gemeinschaft, 
dann aber vor allem auch auf 
die Ausbreitung des Islam. Ein 
Moslem hat die Pflicht, sein Ter- 
ritorium gegen Angriffe der Un- 
gläubigen zu verteidigen und zu- 
gleich die Welt der Ungläubigen 
zu bekehren, bis der Islam auf 
dem gesamten Globus herrscht. 
Der „Djihad“ kann erst dann auf- 
hören, wenn alle Menschen den 
islamischen Glauben angenom- 
men oder sich dessen Herrschaft 
gebeugt haben: „Die Grenze des 
Islam ist die Grenze der Welt“. 


„..„.Und tötet sie, wo ihr 
sie auch findet.“ 


Die Gewaltgegen Andersgläubige 
findet ihre Grundlagen im Koran: 
„Wenn ihr mit den Ungläubigen 
zusammentrefft, dann schlagt Ih- 
nen die Köpfe ab ... (Sure 47) und 
greift sie und tötet sie, wo ihr sie 
auch findet. Wir geben euch voll- 
ständige Gewalt über sie“ (Sure 
4). Sind auch diese Worte des 
Koran wörtlich auszulegen und 
gelten sie bis heute? [...] 


KLARTEXT AUS ÖSTERREICH 
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Die westliche Welt und Europa 
gefallen sich gerne in der Rol- 
le des toleranten Weltbürgers, 
der einen „gleichberechtigten 
Dialog“ mit dem Islam und den 
Muslimen führt. [...] 


An den meisten Europäern ist 
bisher vorübergegangen, daß 
die Überalterung Europas und 
die gleichzeitige Bevölkerungs- 
explosion im Nahen Osten und 
in Nordafrika auf der einen Seite 
und die Tatsache, daß bereits 
15 Millionen Muslime in der 
Europäischen Union leben an- 
dererseits und der Islam daher 
zu einem durchaus explosiven 
Importartikel geworden ist, vor- 
übergegangen. Muslime, vie- 
le Muslime, auf der Flucht vor 
den Kriegen und Gräueln in ih- 
ren Heimatländern, haben den 
Islam und überwiegend einen 
fundamentalistischen, radika- 
len Islam in die „bilad al-kufr“ 
(die Länder des Unglaubens) 
gebracht. Diese neue Gattung 
von Islamisten fühlt sich nur ei- 
nem radikalen Islam verpflichtet. 
Dem neuen Land, so meinen 
sie, schuldet man keine Loya- 
lität, die Sozialleistungen, das 
Asylrecht, Internet und Funkte- 
lefone allerdings werden durch- 
aus geschätzt. Integration oder 
gar Assimilation sind Worte, die 
ihnen unbekannt sind. Die Vor- 
stellung der Europäer, daß der 
Pluralismus und die Vielfalt der 
offenen europäischen Welt zu 
einem anderen Verständnis des 
Islam führen müßte, hat sich 
nicht verwirklicht. Vielmehr ist in 
den „bilad al-kufr“, die Religion 
zum Instrument des Kampfes 
geworden. [...] 


Die im Koran erwähnte und 
erlaubte Gewalt gegen An- 
dersgläubige gilt nach der 
muslimischen Gesetzesgelehr- 
samkeit weiterhin als unbeirrba- 
rer Grundsatz. Nach wie vor ist 
der Übertritt vom Islam zu einer 
anderen Religion, ja selbst der 
bloße Besitz einer Bibel, ein to- 
deswürdiges Verbrechen [...] 
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Spanien vor 800 Jahren - 


keine Kalifatsidylle! 


Über das oft als vorbildlich be- 
schriebene Zusammenleben 
von Moslems und Nicht-Mos- 
lems im früher islamischen 
Spanien schreibt Magister El- 
linger in seinem Kommentar: 


»Gerade in unserer Zeit eines 
multikulturellen Gesellschafts- 
verständnisses ist es immer 
wieder verlockend, das mittel- 
alterliche Spanien vom 10. bis 
12. Jahrhundert als ein islami- 
sches Beispiel der Toleranz 
zu zitieren. 


Dort, so soll vermittelt wer- 
den, hätte sich eine ideale 
multikulturelle und gemischt 
religiöse Gesellschaft gebil- 
det, in der die christliche, die 
muslimische und die jüdische 
Kultur in relativer Harmonie 
zusammenleben konnten. Be- 
faßt man sich näher mit der 
Geschichte dieser Zeit, so er- 
gibt sich aber ein ganz ande- 
res Bild. Wohl ermöglichte die 
politische Struktur im muslimi- 
schen Spanienesden Christen 
und Juden, ihre Identität auch 
unter muslimischer Herrschaft 
eingeschränkt zu bewahren. 
Diese Haltung der islamischen 
Herrscher gegenüber den reli- 
giösen Minderheiten basierte 
auf dem Koran, der Muslimen 
vorschreibt, die Mitglieder der 
monotheistischen Religionen 
zu respektieren. 


„Dhimmis“ 


Christen und Juden galten so- 
mit als geschützte Minderhei- 
ten, als so genannte „Dhim- 
mis“. Die Wirklichkeit des 
täglichen Lebens war jedoch 
von Ausgrenzung geprägt. 
Juden und Christen galten als 
minderwertig. Entscheiden- 
de Positionen im Staat blie- 
ben ihnen selbstverständlich 


verwehrt und insbesondere 
das Steuerrecht spiegelte die 
gesellschaftliche Benachteili- 
gung wider: Christen und Ju- 
den zahlten spezifische Steu- 
ern — eine Individualsteuer, 
und eine Grundsteuer — die 
sehr viel drückender waren, 
als die den Muslimen auferleg- 
ten Steuern. Der „Judenstern“ 
war keine Erfindung Hitler- 
Deutschlands. Auch im an- 
geblich so toleranten Spanien 
des Mittelalters gab es Klei- 
dervorschriften für „Dhimmis“. 
Christen und Juden mußten 
etwa im 12. Jahrhundert den 
sogenannten „Zunnar“ tragen, 
die Juden in Granada mußten 
eine gelbe Mütze oder eine 
andere gelbe Kennzeichnung 
an ihrer Kleidung tragen. Ei- 
nem Juden oder Christen war 
es verboten, Waffen zu tragen 
oder auf einem Pferd zu rei- 
ten. 


Ehen zwischen muslimischen 
Männern und christlichen 
Frauen waren erlaubt, aber 
die Kinder dieser Verbindung 
galten als Muslime. Umge- 
kehrt war die Ehe zwischen 
einem christlichen Mann und 
einer muslimischen Frau un- 
tersagt. In manchen Gegen- 
den wurden Christen und 
Juden mit Aussätzigen vergli- 
chen. Während der Herrschaft 
der nordafrikanischen Almora- 
viden und Almohaden im 11. 
und 12. Jahrhundert kam es 
zu Zwangsbekehrungen, De- 
portationen und zu massen- 
haften Emigrationen in den 
christlichen Teil Spaniens. 


Das idyllische Bild eines mus- 
limischen Spanien als Treff- 
punkt dreier Kulturen erscheint 
sohin völlig unangebracht.« 


WWW.UN-NACHRICHTEN.DE 
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„Mohammed- 
Karikaturen“ 


Die islamische Welt hat sich — auf- 
gestachelt durch Provokateure 
— maßlos über die „Mohammed- 
Karikaturen“ ereifert. Daß von 
Muslimen Juden mit Affen, Chri- 
sten mit Schweinen und Frauen 
mit Hunden verglichen werden 
und auf diese Weise derart abge- 
wertet werden, daß die Theologie 
die rigorose Beschränkung ihrer 
Lebensbedingungen, ihre per- 
manente Kontrolle und ihre Un- 
terwerfung zur natürlichen Pflicht 
macht, wird hier im toleranten 
Europa gar nicht zur Kenntnis 
genommen. Wir stoßen uns auch 
nicht daran, daß Muslime in ganz 
Europa Toleranz und eine Fülle 
von Rechten einfordern, die sie 
selbst zu gewähren, geschweige 
denn zu leben, nicht bereit sind. 


Europa träumt voneiner Toleranz, 
die der Islam nicht kennt, träumt 
von einer „convivencia“, die es 
schon aus dem religiösen Ver- 
ständnis des Islam nicht geben 
kann. Wir sprechen von einem 
„Dialog“, der in Wahrheit nicht 
geführt wird, da der Islam von 
etwas völlig anderem spricht als 
die europäischen Eliten. Schon 
aufgrund der in dieser Arbeit nur 
eingeschränkt dargestellten Ko- 
ran-Texte muß es jedem gläubi- 
gen Muslim, noch vielmehr den 
führenden Kräften des Weltislam, 
geradezu absurd erscheinen, die 
Lebensformen von Christen, Ju- 
den oder anderen außerhalb des 
Islam stehenden, anzuerkennen, 
geschweige denn die eigenen 
koranischen Leitsätze ihres Herr- 


schaftsanspruches außer Kraft 
zu setzen. Die islamische Ethik 
beruht auf der Dominanz des is- 
lamischen Rechtes, der Scharia. 
Ead 

Europa ist bedroht 


Geben wir uns keinen Illusionen 
hin. Droht Europa das Schlacht- 
feld für einen großen Kampf zwi- 
schen der Ordnung des Islam und 
ihren Feinden zu werden? 40 % 
der Menschen in den arabischen 
Ländern sind jünger als 14 Jahre. 
15 Millionen Muslime leben heute 
bereits in der Europäischen Union 
und die Überalterung Europas ist 
unübersehbar. Die muslimische 
Bedrohung wurde in Kastilien, 
Südfrankreich und letztlich vor 
Wien zurückgeschlagen. Aber 
heute ist die Grenze zwischen 
Europa und der islamischen Welt 
durchlässig, die Bedrohung Eu- 
ropas evident. 


Ein Hoffnungsschimmer für das 
Verhältnis zwischen dem euro- 
päischen Selbstverständnis und 
dem Islam ist, daß es doch eine 
große Zahl von Muslimen gibt, 
die eben nicht jenem fundamen- 
talistischen Koranverständnis 
anhängen und daß Muslime hier 
in Europa begonnen haben jene 
Eingrenzung der Ratio, die ich 
oben erwähnt habe zu durchbre- 
chen (ein in Zürich gegründetes 
„Forum für einen fortschrittlichen 
Islam“). Vielleicht kehrt die Ein- 
sicht ein, dass auch der Islam ei- 
nen historischen Hintergrund hat, 
nicht versteinert und einer huma- 
nen Auslegung zugänglich ist. 


Wenn sich Europa nicht sehr 
schnell von einer völlig verfehlten 
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Migrationspolitik, der Vision einer 
„multikulturellen Gesellschaft“ 
und einer verfehlten Toleranz 
im Umgang mit verhetzten Isla- 
misten verabschiedet, wird der 
gebetsmühlenartige Aufruf zu 
„Dialog“ und „Toleranz“ zu unge- 
ahnten Problemen und zu neuen 
politisch motivierten Glaubens- 
kriegen in unseren Städten füh- 
ren.« 


Magister Alfred Ellinger ist 
Präsident der im Mai 2003 
gegründeten »Vereinigung 
österreichischer Kriminali- 
sten«. Der Verein gibt die 
Zweimonatsschrift »Krimi- 
nalpolizei« heraus. 


In einer Selbstdarstellung der 
»Kriminalisten« heißt es: 


»Die Redaktion der „Krimi- 
nalpolizei“ will den „Mäch- 
tigen“ gegenüber kein Blatt 
vor den Mund nehmen. Sie 
besteht aus Journalisten und 
Autoren aus der Exekutive. 


[sc] 

Der Politik begegnen „die 
Kriminalisten“ mit sorgfälti- 
ger Distanz. In den Statuten 
ist verankert: Politiker sind 
von Vorstandsfunktionen 
ausgeschlossen. Das gilt 
auch für Gewerkschafter und 
Personalvertreter. 


„Das soll dem Verein und 
seinen Medien die Unab- 
hängigkeit erhalten und 
politischen Einfluß ver- 
hindern“, unterstreicht Kri- 
minalisten-Präsident Alfred 
Ellinger.« 


We Allen Freunden Lesern 


Lesimmliche Festtage und 
ely [redliches neues Jahr! 


LESEN - NACHBESTELLEN - WEITERGEBEN! 
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Eine schöne Bescherung ... 


In üblicher harmonischer Über- 
einstimmung will die Regie- 
rungskoalition (SPD/Grüne) 
mit der CDU-Opposition in 
Nordrhein-Westfalen die Diäten 
der Abgeordneten um 500 Euro 
auf 10.726 Euro erhöhen. 


DÜSSELDORF 
Abgeordnete wollen 
500 Euro mehr 

Die rot-grünen Regierungs- 
fraktionen und die CDU-Op- 


position wollen die Alters- 
versorgung der 181 Abgeord- 


neten im NRW-Landtag um 
500 Euro monatlich anheben. 
Ein entsprechender Gesetz- 
entwurf soll nächste Woche 
beraten und noch vor Weih- 
nachten verabschiedet werden. 
Die Gesamtbezüge würden auf 
10 700 Euro monatlich steigen. 


Welt kompakt, 1.12.2011 


Diese 500 Euro sollen direkt in 
das Versorgungswerk für die Al- 
ters- und Hinterbliebenenversor- 
gung eingezahlt werden. Bisher 
haben die Abgeordneten von ih- 
ren Diäten 1.614 Euro im Monat 
in das Versorgungswerk einge- 
zahlt, jetzt sollen es 2.114 Euro 
werden. Diese Erhöhung wird 
den Steuerzahler jährlich 1,1 Mil- 
lionen Euro kosten. 


Der Steuerzahlerbund bietet den 
Bürgern einen Musterbrief an, 
mit dem den Abgeordneten für ihr 
Vorhaben symbolisch die Rote 
Karte gezeigt werden kann. 


Im Gegenzug erhielten die Abge- 
ordneten von ihren Fraktionen ei- 
nen Formbrief, in dem die Wich- 
tigkeit der Erhöhung betont wird 
und in dem die Abgeordneten 
nur noch Namen und Unterschrift 
eintragen müssen. 


Die Argumentation der Befürwor- 
ter des Plans ist allerdings nicht 


L rebe [Leser gAHZ [PLIN AL: 


Jetzt erst recht! 


y i í N 
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logisch. Sie erklären, daß die mo- 
natlichen 1.614 Euro für Parla- 
mentarier, die erst mit 50 Jahren 
oder älter in den Landtag gewählt 
werden, zu gering seien, da man 
kaum noch Zinsen erhalten wür- 
de 


Aber: Selbst wenn sie nur fünf 
Jahre im Parlament sind, insge- 
samt also 96.000 Euro eingezahlt 
haben, werden sie mehr Geld er- 
halten als der »Eckrentner«. Er 
erhält nach fünf Jahren Einzah- 
lung gerade mal 137,35 Euro im 
Monat. 

Und Renten oder Pensionen aus 
ihrer Zeit vor oder nach dem Ab- 
geordnetenleben kommen noch 
hinzu. 


... und Prost Neujahr! 


ERSCHEINUNGSVERMERK 


UN - Unabhängige Nachrichten 
Postfach 101706 
D-46017 Oberhausen 


Im nun zu Ende gehenden Jahr ist die Aufmerksamkeit, Neugier und 
Zustimmung für eine Zeitung wie unsere UN größer geworden. Das uns 
bevorstehende Euro-Debakel und der Ausverkauf unseres Landes an 
eine stalinistisch organisierte EU-Diktatur verspielen derzeit den letz- 
ten Rest an Vertrauen der Deutschen in unsere Politiker, Parteien und 
Volksvertreter. 

Mögen offizielle Politik und Medien auch etwas anderes vorgaukeln: 
Wir wissen, daß die kritische Aufklärung, die Forderungen und Grund- 
haltung der UN für unsere Leser immer einfacher an den Mann zu brin- 
gen sind - in der Familie, am Arbeitsplatz, bei Unterhaltungen im Café 


oder auf Reisen. 


Wie gelegen kommt da eine »braune Terrorzelle«, die uns alle in den 
Geruch von Mord und Totschlag bringen soll. Wir haben daher in die- 
ser UN-Ausgabe zum »braunen Terror« Stellung bezogen und dargelegt, 
worum es wirklich geht. Es ist also wichtiger denn je, daß Sie diese UN 
nachbestellen und verbreiten. 

Die Zeichen der Zeit stehen gut für national denkende Deutsche und 
ihre Anliegen — aber noch viel mehr verdummte Deutsche müssen durch 
diese UN-Ausgabe erfahren, daß nationales Denken und Verbrechen 
nichts miteinander zu tun haben. 

Helfen Sie bitte mit und wir können mit Zuversicht in ein erfolgreiches 


Jahr 2012 blicken. Jetzt erst recht! 5 5 
ahr icken. Jetzt erst rec Ihre UN-Mikarbeiker 


IM FREUNDESKREIS 


Telefon: 0208 - 84 01 32 
Telefax: 0208 - 84 87 057 
E-Post: info@un-nachrichten.de 


Bankverbindung: 

FK UN e.V., Postbank Berlin 

BLZ: 100 100 10, Kto.: 636 539 101 
Internet: 

www.un-nachrichten.de 
www.un-archiv.de 
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Offizielle Wirtschaftsdaten 


Erwerbstätige: 
September 2011: 41,411 Millionen ” 
Oktober 2011: 41,549 Millionen ') 


soz.-versich.-pfl. Beschäftigte: 
August 2011: 28,661 Millionen ” 
September 2011: 28,966 Millionen N 


Offizielle Arbeitslosigkeit: 
Oktober 2011: 2.736.926 ” 


November 2011: 2.731.054 ” 


Leistungsempfänger: 
ALG, ALG Il und Sozialgeld 
Oktober 2011: 
November 2011: 


Offene Stellen: 
Oktober 2011: 
November 2011: 


Staatsverschuldung: 
2.026.370.022.454 Euro ? 


6.909.663 ” 
6.855.766 ” 


499.521 ” 
491.656 ” 


Schuldenzuwachs pro Sekunde: 
1.556 Euro ” 


Schulden pro Kopf: 
19.11.2011: 
08.12.2011: 


24.771 Euro ” 
24.803 Euro ” 


?) Bundesagentur für Arbeit, 8.12.2011 
2) Bund der Steuerzahler, 8.12.2011 
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Markt und Straßen [tehn verlafen, 
Still erleuchtet jedes Haus, 
Sinnend geh’ ich Durch Die Gaffen, 
Alles fieht fo feftlich aus. 

An den $fenftern haben frauen 
Buntes Spielzeug fromm gefchmückt, 
Zaufend ABindlein ftehn und fihauen, 
Sind fo wunderftill beglüdzt. 
Und ich wandre aus den Mauern 
Bis hinaus in's freie feld, 
Aehres Glänzen, heil ges Schauern! 
Wie fo weit und ftill die Welt! 
Sterne hoch die Kreife fihlingen, 
Rus des Schneees Einfamkeit 
Steigts wie wunderbares Singen - 
O du gnadenteiche Zeit! 


Joseph Freiherr von Eichendorff 


Für die Wahrung der Grund- und Bürgerrechte des Einzelnen, der Souveränität und Selbstbestimmung der Nationen, 
für das Heimatrecht der Völker im eigenen Land, für den Erhalt der Pressevielfalt und Meinungsfreiheit. 


FÜR IHRE BESTELLUNG: 
Bitte einsenden an: UN, Postfach 101706, 46017 Oberhausen 


Ich bitte, mir monatlich 1 - 2 - 3 - 5 - 10 Exemplar(e) der UN zuzusenden. Ich 
gehe damit kein Abonnement mit Verpflichtungen oder Kündigungsfristen ein. 
Die UN werden ehrenamtlich zu Selbstkosten erstellt (zur Zeit 1,50 Euro je 
Exemplar einschließlich Porto, ab 10 Stück 1,- Euro je Exemplar). 


U Ich bitte um eine kostenlose Probesendung verschiedener Ausgaben der UN. 
1,45 Euro Rückporto liegen in Briefmarken bei. 


U Ich bitte um Zusendung von Ex. der UN-Ausgabe Nr. 
mit / ohne Kostenbeteiligung (siehe oben). 


Einen Kostenbeitrag in Höhe von Euro lege ich per Verrechnungs- 
scheck / in bar bei - zahle ich per Einzug - kann ich zur Zeit nicht leisten. 


Name/Anschrift: 


Geb. am/Beruf: Telefon: 


Ihre UN-Anschriftennummer, fallsbekannt: 


(Falls Sie von uns schon Sendungen mit aufgedruckter Adresse bekommen haben, finden Sie die Nummer 
direkt über der Anrede Herrn/Frau) 


DAS LETZTE 


EINZUGSERMÄCHTIGUNG 


Hiermit ermächtige ich den Freun- 
deskreis UN, von meinem Konto 
folgende Beträge abzubuchen: 
I monatlich I vierteljährlich 
halbjährlich I jährlich 
einmalig ab: 


Betrag: Euro 


Meine Bank/Sparkasse: 


BLZ: 
Konto-Nr.: 
Anschrift/Unterschrift: 


UN-Adreßnr.: 


